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Öffentliche Bekanntmachung
einer Sitzung des Hauptausschusses am Donnerstag den 30.03.2017 um 
17:00 Uhr im Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 Rendsburg, 
Sitzungsraum 169

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil:

1. Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der 
Tagesordnung

2. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 
09.03.2017

3. Anfragen von Mitgliedern des Hauptausschusses und 
der Fraktionsvorsitzenden

3.1. Ziele und Grundsätze des Kreises Rendsburg-
Eckernförde; hier: Redaktionelle Überarbeitung

VO/2017/132

4. Haushaltsangelegenheiten

4.1. Projektantrag des Diakonischen Werks "Modellhaftes 
Theaterprojekt für neu zugewanderte Frauen und 
Frauen mit Migrationshintergrund"

VO/2017/116

4.2. Verteilung des Integrationsfestbetrages an die 
kreisangehörigen Städte, amtsfreien Gemeinden und 
Ämter

VO/2017/123

4.3. Förderung der Tierschutzvereine VO/2017/128

4.4. Vorsitz im Unterausschuss "Rechnungsprüfung" des 
Hauptausschusses für die Prüfung des 
Jahresabschlusses 2015

VO/2017/129

5. Verwaltungsangelegenheiten

5.1. Zukunft der Außenstellen der Zulassungsbehörde VO/2016/858-001

6. Beteiligungsverwaltung

6.1. HanseWerk AG: Bericht zum 2. Halbjahr des 
Geschäftsjahres 2016

VO/2017/122
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 15.03.2017

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 1 Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/132
öffentlich
15.03.2017
Schmedtje, Martin
Schmedtje, Martin

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Ziele und Grundsätze des Kreises Rendsburg-Eckernförde; hier: 
Redaktionelle Überarbeitung
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt: 

Herr Rösener (Bündnis 90/Die Grünen) hat in der Sitzung des Hauptausschusses am 
19.01.2017 eine redaktionelle Überarbeitung der Ziele und Grundsätze des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde angeregt:

Auszug aus der Niederschrift des Hauptausschusses vom 19.01.2017

Ziele und Grundsätze des Kreistages

Herr Rösener regte eine Überarbeitung der Ziele und Grundsätze des Kreistages an. 
Herr Hollmann und Dr. Dolgner schlugen eine grundlegende Befassung mit dem 
Thema nach der nächsten Kreiswahl vor. Bedenken gegen eine redaktionelle 
Anpassung wurden nicht erhoben. Herr Rösener wird gemeinsam mit der Verwaltung 
(Herr Schmedtje) einen Änderungsvorschlag erarbeiten.

Eine entsprechend aktualisierte Fassung ist dieser Vorlage als Anlage beigefügt. 
Aktualisierte Textpassagen sind in (fetter Schrift) dargestellt.
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ZIELE UND GRUNDSÄTZE 
des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

  
  
  

Präambel 
  
Der Kreistag sieht in den folgenden Zielen und Grundsätzen für die Verwaltung des  
Kreises die Grundlagen seiner politischen Arbeit. Diesen Zielen übergeordnet ist das  
Verfassungs- und Rechtssystem der Bundesrepublik Deutschland und des Landes  
Schleswig-Holstein. Bei der Verwirklichung der Ziele und Grundsätze soll das Leitbild  
der Nachhaltigkeit, wie es in der Agenda 21 beschrieben worden ist, berücksichtigt 
werden. Die gesetzlichen Vorgaben zur Gleichstellung von Frauen und Männern sind 
zu beachten und aktiv zu fördern. Die Integration von Menschen mit Behinderungen 
(Behinderten) und Schutzbedürftigen ist in die Umsetzung einzubeziehen.  
  
Der Kreis wird eine angemessene Beteiligung der Einwohnerinnen und Einwohner   
sicherstellen.  
  
Eine Anpassung und Änderung der Ziele und Grundsätze hat sich an den 
Bedürfnissen der Einwohnerinnen und Einwohner des Kreises Rendsburg-
Eckernförde zu orientieren.  
  
  

Moderner Dienstleistungsbetrieb 
  
Oberster Grundsatz allen Verwaltungshandelns ist die bürgernahe Aufgabenerfüllung  
des Kreises. Einwohnerinnen und Einwohner sind Kunden der Verwaltung und haben  
Anspruch auf eine ordnungsgemäße und eine fristgerechte Erfüllung der begehrten  
Dienstleistung.  
  
Die begonnene Funktionalreform zwischen Landes- und Kreisebene muss fortgeführt  
werden. Im Interesse einer möglichst bürgernahen Aufgabenerfüllung sind auch 
Verlagerungen von Aufgaben auf die gemeindliche Ebene zu prüfen und 
anzustreben. 
  
Die Verwaltungsstrukturreform soll durch Verbesserung des Verwaltungsaufbaus, Ab 
bau von Hierarchien, Dezentralisierung der Fach- und Ressourcenverantwortung, ver 
stärkte Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Zielvorgaben  
moderner Dienstleistungsbetrieb erreichen.  
  
  

Haushalt - Finanzielle Leistungsfähigkeit sichern 
  
Zur Erhaltung der finanziellen Leistungsfähigkeit des Kreises ist Ausgabendisziplin  
wichtig, da eine Erhöhung der Kreisumlage vermieden werden, die finanzielle 
Investitionskraft des Kreises aber gestärkt werden soll.  
  
Die Erhaltung des Kreisvermögens dient langfristig der Sicherung der finanziellen 
Leistungsfähigkeit des Kreises.  
 Durch sparsame und wirtschaftliche Haushaltsführung sind Überschüsse  
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(Aus dem Verwaltungshaushalt ist eine Zuführung an den 
Vermögenshaushalt)zu erwirtschaften, die Handlungsspielräume für investive 
Maßnahmen gewährleistet, um eine Kreditaufnahme möglichst zu vermeiden.   
 
  

Ausgleichsfunktion 
  
Wichtige Aufgabe der Kreisebene ist die Erhaltung bzw. Schaffung gleichwertiger Le- 
bensverhältnisse in allen Teilen des großflächigen Kreises. Dabei ist der Stärkung 
des ländlichen Raumes besondere Beachtung zu schenken. Dieses Ziel ist nur durch 
finanzielle Unterstützung strukturschwacher Gemeinden, Ämter, Zweckverbände und 
sonstiger Organisationen zu erreichen. Zum Zwecke einer ergebnisorientierten 
Entscheidungsfindung ist zu prüfen, ob die bisherigen Zuschussrichtlinien durch eine 
Überarbeitung der Staffelungssätze, die sich nach der Finanzkraft der Kommunen 
richten, durch die Bildung von Zuschussblöcken oder durch Einzelfallentscheidungen 
verbessert werden müssen.  
  
  

Regionale/Überregionale Zusammenarbeit 
  
Zur Stärkung der Wirtschaftskraft und der Imagepflege des Kreises ist eine 
vertrauens volle regionale und überregionale Zusammenarbeit, besonders in den 
Bereichen Wirtschaftsförderung, ÖPNV, Tourismus und Abfall, sinnvoll. Dabei ist 
auch eine Stärkung der Aktivitäten in der KielRegion (K.E.R.N.-Region ( 
Technologieregion Kiel, Eckernförde, Rendsburg, Neumünster und Plön) 
anzustreben.  
  
Die internationale Partnerschaftsarbeit soll als Element der Vertrauensbildungen wei- 
terentwickelt werden und zu einer verstärkten wirtschaftlichen Kooperation führen.  
  
  

Wirtschaftsförderung 
  
Die Wirtschaftsförderung auf Kreisebene ist ein wesentlicher Beitrag des Kreises zur  
Erhaltung und Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen.  
  
Eine einzelbetriebliche Förderung wird allein aus finanziellen Gründen nur in wenigen  
besonders begründeten Ausnahmefällen möglich sein. Deswegen ist einer effektiven  
breit angelegten Tätigkeit der WFG besondere Beachtung zu schenken.  
  
Die Förderung des Tourismus ist ein Teil dieser Wirtschaftsförderung. Durch 
kreisübergreifende Kooperation, auch über die KielRegion (den K.E.R.N.-Bereich) 
hinaus, sollen zusätzliche Vorteile für alle Beteiligten erzielt werden.  
  
Die Beschäftigungsgesellschaften und Vermittlungsagenturen können auch als eine  
Form der Förderung der Wirtschaft gesehen werden.  
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Verbesserung der Infrastruktur und des Wohnungsbaus 
  
In einem großflächigen Kreis ist ein guter ÖPNV von besonderer Bedeutung. Die Be- 
dürfnisse von Kindern, Jugendlichen, alten und (behinderten) Menschen mit 
Behinderungen sind besonders zu berücksichtigen. Durch die bedarfsgerechte 
Weiterentwicklung des ÖPNV und des RNVP soll die Infrastruktur unserer Region 
verbessert werden. Auch die ordnungsgemäße Unterhaltung der Kreisstraßen und 
der Radwege dient diesem Ziel.  
   
Die Förderung des Wohnungsbaues wird auch künftig als kommunale Aufgabe des  
Kreises gesehen.  
  
  

Bildung 
  
Einer qualitativ guten schulischen und außerschulischen Bildung kommt für die 
Weiterentwicklung des Kreises hohe Bedeutung zu.  
  
Im Bereich dieser Zielgruppe steht der Erhalt und die zukunftsorientierte Ausstattung  
der kreiseigenen Schulen an erster Stelle.  
  
Der Erhalt und die Weiterentwicklung des derzeitigen flächendeckenden 
Schulangebotes ist durch Unterstützung der Gemeinden und Schulverbände 
sicherzustellen.  
  
Die Förderung der Erwachsenenbildung und der Musikschulen sowie der politischen  
Bildung wird auch künftig als Aufgabe des Kreises gesehen.  
  
  

Kultur 
  
Für die Bevölkerung sind - auch zur sinnvollen Gestaltung der Freizeit - kulturelle Ein 
richtungen unverzichtbar. Auch in Zeiten finanzieller Engpässe bleibt deswegen die  
Förderung des Büchereiwesens, der Denkmalpflege und kultureller Veranstaltungen 
mit überregionaler Bedeutung ein Ziel des Kreises. Auch der Erhalt des Schleswig- 
Holsteinischen Landestheaters gehört zu den Zielvorstellungen des Kreises.  
  
  

Freizeit 
  
Die Freizeit wird in Zukunft eine immer größere Bedeutung gewinnen. Deswegen ist 
ein Angebot sinnvoller Freizeitgestaltung für alle Altersstufen auf Kreisebene 
geboten. Die Stärkung weiterer Freizeitaktivitäten und die Förderung von 
Naherholungsangeboten sowie die Förderung des Sports dienen diesem Ziel.  
  
  

Soziales 
  
Eine gleichwertige soziale Versorgung aller Bevölkerungsgruppen in allen Teilen des  
Kreises ist oberstes Ziel des Kreises.  
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Selbsthilfe und Ehrenamt sollen gestärkt werden. Der Kreis unterstützt 
Beschäftigungsgesellschaften und Vermittlungsagenturen.   
  
  

Gesundheit 
  
Der Kreis setzt sich für eine Erhaltung und Weiterentwicklung des bestehenden Kran- 
kenhauswesens, insbesondere der beiden (Kreiskrankenhäuser) Kliniken der 
imland GmbH in Eckernförde und Rendsburg ein. Die Ansätze zur gemeindenahen 
Psychiatrie sind weiterzuentwickeln. Selbsthilfe, Vorsorge und Beratung sind zu 
stärken. Suchtprävention, Suchtberatung sowie Rettungsdienst müssen besondere 
Beachtung behalten. Eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen stationärer und 
ambulanter Versorgung unserer Einwohner ist anzustreben.  
  
  

Kinder- und Jugendförderung 
  
Die ehrenamtliche Tätigkeit in der Jugendarbeit ist zu stärken. In der Kinder- und Ju- 
gendhilfe ist die Prävention vorrangig. Der Kreis setzt sich für ein ausreichendes 
Angebot an Kindertages- und Freizeiteinrichtungen ein. Die bereits begonnene 
Jugendhilfeplanung soll weiterentwickelt werden. Ein Ziel dieser Planung ist es, den 
präventiven Ansatz zu stärken und bei Problemen möglichst gemeinwesenorientierte 
Lösungen zu finden. Eine qualifizierte Ausbildung für alle Schulabgängerinnen und 
Schulabgänger ist Ziel des Handelns des Kreises.  
  
  

Natur und Umwelt 
  
sind die Lebensgrundlagen aller Einwohner und Einwohnerinnen des Kreises. Sie zu  
erhalten gilt daher das besondere Augenmerk des Kreises. Wichtige Beiträge dazu 
sind die Minderung des CO 2-  Ausstoßes und die Energieeinsparung. Auch die 
Weiterentwicklung des ÖPNV ist für den Natur- und Umweltschutz bedeutsam.  
  
Der zunehmenden Flächenversiegelung ist entgegenzuwirken.  
  
Abfallvermeidung und Wiederverwertung stehen im Zentrum einer umwelt- und res- 
sourcenschonenden Abfallpolitik. Das geltende Abfallwirtschaftskonzept muss weiter- 
entwickelt werden.  
  
Der Kreis legt besonderen Wert auf die Einhaltung des Tierschutzes und der 
artgerechten Tierhaltung. 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 01.03.2017

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 1 Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/116
öffentlich
28.02.2017
Wolf, Michael
Wolf, Michael

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Projektantrag des Diakonischen Werks "Modellhaftes Theaterprojekt 
für neu zugewanderte Frauen und Frauen mit Migrationshintergrund"
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und Bildung Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und Bildung beschließt nach Beratung.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
./.

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus dem als Anlage beigefügten Projektantrag des 
Diakonischen Werks des Kirchenkreises Rendsburg-Eckernförde gGmbH.

Finanzielle Auswirkungen: 
./.

Michael Wolf 

Anlage/n: 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 09.03.2017

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 2 Umwelt, Kommunal- und 
Ordnungswesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/123
öffentlich
09.03.2017
Ludwig, Carsten
Petersen, Jörn

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Verteilung des Integrationsfestbetrages an die kreisangehörigen 
Städte, amtsfreien Gemeinden und Ämter
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Hauptausschuss beschließt, von den dem Kreis zugeteilten Mitteln des 
Integrationsfestbetrages in Höhe von 997.500,00 Euro einen Vorwegabzug in Höhe 
von 149.625,00 Euro zur Finanzierung von durch den Kreis geförderten 
Integrationsprojekten vorzunehmen und die verbleibenden Mittel in Höhe von 
847.875,00 Euro entsprechend der tatsächlichen Verteilung der Flüchtlinge in den 
Jahren 2015 und 2016 an die kreisangehörigen Städte, Ämter und amtsfreien 
Gemeinden weiterzuleiten.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: entfällt

2. Sachverhalt: 
In der Vereinbarung zwischen dem Land Schleswig-Holstein und den kommunalen 
Landesverbänden (KLV) über eine Beteiligung des Landes an den Kosten der 
Integration auf kommunaler Ebene vom 07.11.2016 (Kommunalpaket III) haben sich 
Land und Kommunen auf einen Integrationsfestbetrag von 17 Mio. Euro verständigt. 
Dieser soll dazu dienen, die kommunalen Integrationsleistungen vor Ort zu 
verstetigen.

Im Jahr 2016 wurde bereits eine Vorauszahlung in Höhe von 4 Mio. Euro an die 
Kreise geleistet. Die weiteren Tranchen in Höhe von je 6,5 Mio. Euro sollen Mitte 
März 2017 bzw. Mitte September 2017 zur Auszahlung kommen. 
Vereinbarungsgemäß erfolgt diese auf der Grundlage eines geeinten Vorschlags der 
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände.

Entsprechend dieses Vorschlags verteilt das Land die Mittel der ersten beiden 
Tranchen auf die Kreise und kreisfreien Städte nach der Ausländer- und 
Aufnahmeverordnung. Die Kreise leiten die auf den jeweiligen Kreis entfallenden 
Mittel entsprechend dem im jeweiligen Kreis verwendeten Verteilungsmaßstab der 
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Asylbewerber an die kreisangehörigen Städte, Gemeinden und Ämter weiter und 
sind berechtigt, einen Vorwegabzug in Höhe von 15% für die kreislichen 
Integrationsaufgaben vorzunehmen. 

Auf den Kreis Rendsburg-Eckernförde entfallen in der ersten Tranche 380.000,00 
Euro und in der zweiten Tranche 617.500,00 Euro. 

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen,
1. einen Vorwegabzug in Höhe von 15% (149.625,00 Euro) zur Finanzierung von 

durch den Kreis geförderten Integrationsprojekten vorzunehmen und
2. die verbleibenden Mittel (847.875,00 Euro) entsprechend der tatsächlichen 

Verteilung der Flüchtlinge in den Jahren 2015 und 2016 an die kreisangehörigen 
Städte, Ämter und amtsfreien Gemeinden weiterzuleiten.

Diese Vorgehensweise ist mit dem Schleswig-Holsteinischen Gemeindetag im Kreis 
abgestimmt.

Die sich auf diese Weise ergebenden konkreten Beträge können der Anlage 
entnommen werden.

Finanzielle Auswirkungen: 

Anlage/n: 
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Ist zugewiesene 

Flüchtlinge 

2015/16

prozentualer 

Anteil der 

Aufnahme von 

Flüchtlingen

1. Tranche 

(prozentualer 

Anteil von 

380.000 €)

2. Tranche 

(prozentualer 

Anteil von 

617.500 €)

Gesamtsumme

Büdelsdorf 175 4,06 13.111,81 € 21.306,69 € 34.418,49 €

Eckernförde 334 7,75 25.024,82 € 40.665,33 € 65.690,15 €

Rendsburg 364 8,44 27.272,56 € 44.317,91 € 71.590,47 €

Achterwehr 174 4,04 13.036,88 € 21.184,93 € 34.221,82 €

Bordesholm 257 5,96 19.255,63 € 31.290,39 € 50.546,02 €

Dänischenhagen 139 3,22 10.414,52 € 16.923,60 € 27.338,12 €

Dänischer Wohld 272 6,31 20.379,49 € 33.116,68 € 53.496,17 €

Eiderkanal 206 4,78 15.434,47 € 25.081,01 € 40.515,48 €

Flintbek 141 3,27 10.564,37 € 17.167,10 € 27.731,47 €

Fockbek/Hohner Harde 300 6,96 22.477,38 € 36.525,75 € 59.003,13 €

Hüttener Berge 255 5,92 19.105,78 € 31.046,89 € 50.152,66 €

Jevenstedt 198 4,59 14.835,07 € 24.106,99 € 38.942,07 €

Mittelholstein 389 9,02 29.145,67 € 47.361,72 € 76.507,39 €

Molfsee 133 3,09 9.964,97 € 16.193,08 € 26.158,05 €

Nortorfer Land 272 6,31 20.379,49 € 33.116,68 € 53.496,17 €

Schlei- Ostsee 304 7,05 22.777,08 € 37.012,76 € 59.789,84 €

Altenholz 166 3,85 12.437,49 € 20.210,91 € 32.648,40 €

Kronshagen 190 4,41 14.235,68 € 23.132,97 € 37.368,65 €

Wasbek 42 0,97 3.146,83 € 5.113,60 € 8.260,44 €

Summe Verteilung 4311 100,00 323.000,00 € 524.875,00 € 847.875,00 €

57.000,00 € 92.625,00 € 149.625,00 €

380.000,00 € 617.500,00 € 997.500,00 €

zzgl. Kreisanteil 15 %

Gesamtsumme

Anlage

Verteilung des Integrationsfestbetrages nach tatsächlicher Verteilung

der Flüchtlinge im Kreis Rendsburg-Eckernförde 2015/2016
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 13.03.2017

Beschlussvorlage

Federführend:
FD 2.4 Veterinär- und 
Lebensmittelaufsicht

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/128
öffentlich
13.03.2017
Dr. Freitag, Manuela
Freitag, Manuela

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Förderung der Tierschutzvereine
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Die Förderung der Tierschutzvereine ab 2017 erfolgt mit der in der Vorlage 
vorgeschlagenen Neuverteilung bis das Tierheim in Neumünster von einem neuen 
Verein im Einvernehmen mit der Stadt Neumünster betrieben wird.

Ab 2017 wird statt Herrn Klaus Meyer die Pferdeklappe e.V./Notbox Schleswig-
Holstein gefördert.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Kreis Rendsburg-Eckernförde hat bisher den Tierschutzverein Neumünster mit 
einem jährlichen Zuschuss von 2500,- € gefördert.

Das Tierheim des Tierschutzvereins wurde in 2016 durch die Stadt Neumünster 
geschlossen. Die Stadt Neumünster hat deutlich gemacht, dass sie keine Möglichkeit 
sieht, mit dem bestehenden Tierschutzverein das Tierheim wieder zu eröffnen. 
Vor diesem Hintergrund sollte der Betrag von 2500,- € anteilig bis zu einer 
Wiedereröffnung des Tierheims in Neumünster auf die anderen geförderten 
Tierschutzvereine und –einrichtungen verteilt werden.

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über den Anteil der bisher ausgezahlten 
Zuschüsse an die jeweilige Einrichtung und deren prozentualem Anteil an der 
Gesamtsumme von 27000 € (Spalte 1 bis 3). Legt man dieselbe prozentuale 
Verteilung bei der Aufteilung von 2500 € zugrunde, würden die Vereine die in der 
Spalte 4 aufgeführten zusätzlichen Beträge erhalten. Die Endsumme wird in der 
Spalte 5 dargestellt.
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Tierschutzverein Zuschuss 
in € bisher

Anteil in % an 
Gesamtsumme 
27.000 €

Betrag bei 
gleichem Anteil 
an 2500 €

Zuschuss in € ab dem 
Jahr 2017

Eckernförde 500,- 2 70 570
Kiel 8000,- 30 770 8770
Rendsburg 7700,- 29 745 8445
Schleswig 500,- 2 70 570
Weidefeld 4500,- 17 445 4945
Tierhilfe Arche N. 2000,- 8 235 2235
Ernst Hoff 800,- 3 95 895
Klaus Meyer 500,- 2 70 570

27000

Herr Klaus Meyer hat den Förderbetrag von 500 € noch nie in Anspruch genommen. 
Der Zuschuss sollte an die Pferdeklappe e.V/ Notbox Schleswig-Holstein, Ruruper 
Str. 42 in 24392 Norderbrarup gegeben werden. Dieser Verein hat in zahlreichen 
Fällen geholfen, fortgenommene Pferde unterzubringen, zu pflegen und 
weiterzuvermitteln.

Finanzielle Auswirkungen: 
keine

Anlage/n: 
keine
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 13.03.2017

Mitteilungsvorlage

Federführend:
S 05 Stabsstelle Finanzen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/129
öffentlich
13.03.2017
Brück, Mira
Brück, Mira

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Vorsitz im Unterausschuss "Rechnungsprüfung" des 
Hauptausschusses für die Prüfung des Jahresabschlusses 2015
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Beratung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Jahresabschluss 2015 wurde durch das Rechnungsprüfungsamt des Kreises 
geprüft. Der Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 
31.12.2015, des Anhanges und des Lageberichtes des Kreises Rendsburg-
Eckernförde liegt vor. Dieser ist im Unterausschuss „Rechnungsprüfung“ des 
Hauptausschusses zu beraten.

Der Unterausschuss „Rechnungsprüfung“ hat die folgenden Mitglieder:

 Jörg Hollmann
 Hans-Jörg Lüth
 Jan Butenschön
 Norbert Schildbach
 Susanne Storch
 Daniela Asmussen
 Hans-Werner Last

In der Vergangenheit hat der Vorsitz des Unterausschusses unter den Mitgliedern 
jährlich gewechselt:

 Abschluss 2014: Norbert Schildbach (Bündnis 90/Die Grünen), Sitzung am 
05.06.2016

 Abschluss 2013: Raoul Steckel (Bündnis 90/Die Grünen, jetzt CDU), Sitzung 
am 24.09.2015

 Abschluss 2012: Jörg Hollmann (CDU), Sitzung am 03.02.2014
 Abschluss 2011: Hans-Jörg Lüth (SPD), Sitzung am 10.04.2013
 Abschluss 2010: Wilhelm Eggert (FDP), Sitzung am 25.04.2012
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 Abschluss 2009: Hans-Werner Last (FREIE WÄHLER Schleswig-Holstein), 
Sitzung am 02.05.2011

 Abschluss 2008: Wolfgang Lausten (SSW), Sitzung am 19.10.2009
 Abschluss 2007: Norbert Klan (Bündnis 90/Die Grünen), Sitzung am 

27.10.2008
 Abschluss 2006: Reimer Tank (CDU), Sitzung am 15.10.2007

Nach dieser Regelung fällt der Vorsitz des Unterausschusses „Rechnungsprüfung“ 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 2015 an die Vertreterin der SSW-Fraktion, 
Frau Susanne Storch. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Anlage/n: 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 15.03.2017

Beschlussvorlage

Federführend:
FD 2.1 Allgemeine 
Ordnungsverwaltung und Verkehr

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2016/858-001
öffentlich
15.03.2017
Rennekamp, Barbara
Rennekamp, Barbara

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Zukunft der Außenstellen der Zulassungsbehörde
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Hauptausschuss spricht sich dafür aus, die dezentrale Struktur der 
Zulassungsbehörde beizubehalten.
Die Verwaltung wird gebeten, die eingeleiteten Maßnahmen zur Steigerung der 
Wirtschaftlichkeit weiter zu verfolgen.
In fünf Jahren wird eine erneute Prüfung vorgenommen, ob die dezentrale Struktur 
der Zulassungsbehörde an vier Standorten beizubehalten ist.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt
2. Sachverhalt: 
In der Hauptausschusssitzung vom 19.05.16 wurde die Verwaltung gebeten, die 
Wirtschaftlichkeit der Zulassungsbehörde durch geeignete Maßnahmen zu steigern.

Der abschließende Bericht zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit  der 
Zulassungsbehörde ist als Anlage beigefügt.
Die Verwaltung kommt zu dem Ergebnis, dass es trotz höherer Kosten gerechtfertigt 
ist, an vier Standorten im Bereich der Zulassungsbehörde festzuhalten.

Gründe hierfür sind unter anderem die bürgernahe Aufgabenerledigung, die nicht 
absehbare Einführung der internetbasierten Kfz-Zulassung und die Entlastung des 
Verkehrsaufkommens. Die eingeleiteten Maßnahmen zur Steigerung der 
Wirtschaftlichkeit sollen ihre Wirkung entfalten.

Finanzielle Auswirkungen: 
entfällt
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Anlage/n:
Bericht zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit 
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1 Einleitung/ Ausgangslage 

 

Der Kreis Rendsburg-Eckernförde betreibt die Zulassungsbehörde an vier Standorten 
in Rendsburg, Eckernförde, Altenholz und Hohenwestedt. Die Aufgaben werden am 
Standort Rendsburg durch den Kreis mit eigenem Personal wahrgenommen. Die Au-
ßenstelle in Altenholz wird in Kooperation mit der Landeshauptstadt Kiel durch die 
Gemeinde Altenholz aufgrund eines gemeinsamen Vertrages betrieben Die Aufga-
ben in Hohenwestedt werden aufgrund eines Vertrages mit dem Amt Mittelholstein 
wahrgenommen. Die Einnahmen und Ausgaben werden einmal jährlich abgerechnet. 

Die Dokumenten- und Plakettenbeschaffung, die Systembetreuung, die Wider-
spruchs- und Kundenreaktionenbearbeitung und die fachliche Führung erfolgen zent-
ral vom Standort Rendsburg.  

 

 
Allgemeine Rahmendaten 
 
Entwicklung der Geschäftsvorfälle und des Fahrzeugbestandes 
 

 2013 2014 2015 2016 

Anzahl der absoluten Ge-
schäftsvorfälle 

114.296 113.448 113.581 115.166 

 
Der Fahrzeugbestand ist von 232.265 Fahrzeugen im Jahr 2015 
                                         auf 237.317 Fahrzeuge im Jahr 2016 gestiegen. 
 
 
Entwicklung der Erträge, Aufwendungen und Überschüsse (in Euro) 
 

 2013 2014 2015 2016 

Erträge 2.041.975,64  2.014.104,36 2.691.969,56 2.711.851,59 

Aufwendungen 1.258.454,61 1.423.135,09 1.876.037,28 1.640.979,42 

Überschüsse 783.521,03 590.969,27 815.932,28 1.070.872,17 

 
Bis zum Haushaltsjahr 2014 wurde für die Standorte in Altenholz und Hohenwestedt 
nur der Überschuss als Ertrag gebucht. Seit dem Haushaltsjahr 2015 werden alle 
Erträge und Aufwendungen dieser Standorte buchungsmäßig erfasst. Dies führt da-
zu, dass in der vorstehenden Tabelle ab 2015 höhere Erträge und Aufwendungen 
ausgewiesen werden. 
 
 
Entwicklung der Mitarbeiterzahlen (VZÄ) im Bereich der Zulassungsbehörde (alle 
Standorte) 
 

Jahr 2013 2014 2015 2016 

VZÄ 25,09 24,13 23,30 22,47 

TOP 5.1



 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Der Landrat  

Fachdienst Allgemeine Ordnungsverwaltung und Verkehr 

 

 

 

 
 

Bericht Steigerung der Wirtschaftlichkeit Zulas-
sungsbehörde 

 Seite 4 von 
15 

 

Entwicklung der Benchmarkingzahlen lt. Interkommunalem Vergleichs-Systems IKVS 
 

 2013 2014 2015 

gewichtete Geschäftsvorfäl-
le je VZÄ Kreis Rd-Eck 

2.874 2.980 3.118 

Mittelwert aller Landkreise 3.424 3.543 3.710 

Für 2016 stehen noch keine Daten in IKVS zur Verfügung. 
 
Verteilung der 2016 bearbeiteten Geschäftsvorfälle auf die Standorte 
 

 Rendsburg Eckernförde Altenholz Hohenwestedt gesamt 

absolut 53.876 22.096 24.408 14.786 115.166 

gewichtet 32.363 14.822 17.047 10.011 74.242 

gew./VZÄ 3.584 2.623 3.698 3.158 3.306 

 
 
Erträge, Kosten und Überschüsse der einzelnen Standorte 2015 (in Euro) 
(für 2016 liegt noch kein Haushaltsabschluss vor) 
 

Rendsburg ohne Gebäu-
dekosten 

mit Gebäude-
kosten 

Quelle 

Erträge 1.257.752,65 1.257.752,65 Mach 

Personalaufwand 535.818,64 535.818,64 Mach 

Sachkosten 213.405,70 213.405,70 Mach 

Gebäudeaufwand 16.872,11 63.101,27 Gebäudemanagement 

Aufwand gesamt 766.096,45 812.325,61  

Überschuss 491.656,20 445.427,04  

 

Eckernförde  Quelle 

Erträge 545.597,96 Mach 

Personalaufwand 276.540,34 Mach 

Sachkosten 68.796,12 Mach 

Gebäudeaufwand 25.300,31 Gebäudemanagement 

Aufwand gesamt 370.636,77  

Überschuss 174.961,19  

 

Altenholz  Quelle 

Erträge 646.599,54 Jahresabrechnung 

Personalaufwand 277.454,38 Jahresabrechnung 

Sachkosten 51.459,19 Jahresabrechnung 

Gebäudeaufwand 27.428,28 Jahresabrechnung 

Aufwand gesamt 356.341,85  

Überschuss 290.257,69  
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Hohenwestedt  Quelle 

Erträge 364.354,40 Jahresabrechnung 

Personalaufwand 137.685,00 Jahresabrechnung 

Sachkosten 58.941,12 Jahresabrechnung 

Gebäudeaufwand 40.658,71 Jahresabrechnung 

Aufwand gesamt 237.284,83  

Überschuss 127.069,57  

 
 

 Rendsburg Eckernförde Altenholz Hohenwestedt 

Erträge 1.257.752,65 545.597,96 646.599,54 364.354,40 

Personalaufwand 535.818,64 276.540,34 277.454,38 137.685,00 

Sachkosten 213.405,70 68.796,12 51.459,19 58.941,12 

Gebäudeaufwand 63.101,27 25.300,31 27.428,28 40.658,71 

Aufwand gesamt 812.325,61 370.636,77 356.341,85 237.284,83 

Überschuss 445.427,04 174.961,19 290.257,69 127.069,57 

 
Da in Rendsburg Gebäudeaufwendungen nicht tatsächlich anfallen, wurde ein fiktiver 
Mietwert in Ansatz gebracht. 
In den Personalkosten für Rendsburg sind die Stellen des Fachgruppenleiters sowie 
einer Mitarbeiterin für zentrale Dokumenten- und Plakettenbeschaffung, Systembe-
treuung und Widerspruchs- und Kundenreaktionenbearbeitung (keine Kunden-
Annahme) enthalten. 
Beim Standort in Eckernförde ist ein Beamter tätig und daher müssen auch Aufwen-
dungen für die Zuführung zur Pensionsrückstellung (2015 = 20.432 €) gebucht wer-
den. Dies führt dazu, dass höhere Personalaufwendungen anfallen. 
Da der Beamte demnächst in den Ruhestand geht, erfolgt keine Zuführung zur Pen-
sionsrückstellung mehr. In den folgenden Jahren wird die Auflösung der Rückstellun-
gen zu einem Ertrag bei dem Produkt Zulassungswesen führen. 
Am Standort Hohenwestedt ist in den Gebäudeaufwendungen eine Pauschale für 
Abschreibungen in Höhe von 18.376,45 € enthalten, diese entfällt laut vertraglicher 
Regelung zum Ende 2018.  
 
Geschäftsvorfälle und Kosten je Geschäftsvorfall der einzelnen Standorte  2015 
 
 

 Rendsburg Eckernförde Altenholz Hohenwestedt 

Geschäftsvorfälle 54.688 15.841 25.298 14.485 

Kosten je Ge-
schäftsvorfall 

14,85 € 23,40 € 14,09 € 16,38 € 

 
 

Das Verhältnis Händler zu Privatkunden wurde durch eine Zählung an allen Standor-
ten erfasst und beträgt durchschnittlich ein Händler zu fünf Privatkunden. Die Unter-
schiede an den einzelnen Standorten sind gering. Die Händler kommen durchschnitt-
lich mit 3,4 Vorgängen, die Privatkunden mit 1,2 Vorgängen.  
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2 Sachstand internetbasierte Kfz-Zulassung (iKfz): 

 

Seit dem 01.01.2015 ist iKfz Stufe 1, die Außerbetriebsetzung eines Fahrzeuges, in 
Betrieb. Es erfolgten in zwei Jahren bisher 13 online-Abmeldungen.  

Voraussichtlich im Oktober 2016 soll bundesweit die zweite Stufe umgesetzt werden. 
Diese ermöglicht die online-Wiederzulassung eines Kfz auf denselben Halter. Der 
Arbeitsprozess in der Zulassungsbehörde ändert sich insoweit, dass der Bürger nicht 
persönlich erscheinen muss. Der Bürger benötigt für dieses Verfahren einen elektro-
nischen Personalausweis mit dazugehörigem Lesegerät. Die Zuständigkeit für die 
Bearbeitung im Fachverfahren verbleibt wie bisher in der jeweiligen Behörde. Die 
Onlineprozesse führen zu einer höheren Zahl von Arbeitsschritten, da dem Kunden 
die Unterlagen per Post übersendet werden müssen (bisher persönlich). 

Eine Entlastung aufgrund der internetbasierten Wiederzulassung ist nicht zu erwar-
ten. 

Für die Einführung der Stufe 3 und Stufe 4, mit welcher auch eine online-
Neuzulassung möglich werden soll, liegen auch in weiter Zukunft keine verbindlichen 
Einführungstermine vor. 

Vor diesem Hintergrund ist auf absehbare Zeit nicht mit einem nennenswerten Rück-
gang der Besucher/-innenzahlen zu rechnen.  
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3 Maßnahmen zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit: 

 

Folgende Maßnahmen erfolgten seit 2015 zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit, um 
ein möglichst günstiges Verhältnis von Mitteleinsatz und Ergebnis zu erreichen: 

 

Online Terminvergabe:  

Die Terminvergabe über das Internet wurde im Januar am Standort Rendsburg ein-
geführt.  

Entwicklung der Kunden mit Termin am Standort Rendsburg: 

 

Monat bediente Kunden mit Ter-
min 

bediente Kunden ohne 
Termin 

Januar 15 2409 

Februar 237 2407 

 

Die online-Terminvergabe wird gut angenommen. Die durchschnittliche Wartezeit 
eines Kunden mit Termin liegt unter 5 Minuten. 

 

Optimierung der Geschäftsprozesse: 

Alle Prozesse im Bereich Zulassung wurden beschrieben und stehen den Mitarbei-
tern zentral zur Verfügung. Sollten Änderungen in den Abläufen erforderlich sein, 
werden Sie  durch die Fachgruppenleitung in Rendsburg geändert und den Mitarbei-
tern auf einer Dienstbesprechung oder per E-Mail erläutert. 

Neu eingestellte Mitarbeiter in den Außenstellen können auch am Standort Rends-
burg eingearbeitet werden, damit eine einheitliche Bearbeitung sichergestellt bleibt. 
Mitarbeiter der Außenstelle Altenholz können auch in der Zulassungsbehörde der 
Landeshautstadt Kiel eingearbeitet werden. 

Die Prozesse werden an allen Standorten einheitlich ausgeführt.  

 

Personalanpassungen: 

Es erfolgte eine Personalkürzung, damit an allen Standorten möglichst eine gleich-
mäßige Verteilung in Bezug auf die gewichteten Geschäftsvorfälle vorliegt. 

Um dies zu erreichen wird am Standort Eckernförde 

• auf bargeldlose Zahlung der Gebühren umgestellt. 

Dadurch kann die Mitarbeiterin in der Kasse in einen anderen Aufgabenbereich in-
nerhalb der Kreisverwaltung umgesetzt werden. 

 

Durch die o.a. Umstellung ergeben sich auch Einsparungen im Bereich des Geld-
transportes durch den Sicherheitsdienst. 
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Folgende Personalstellen wurden seit 2015 eingespart: 

• Rendsburg 1,7 
• Altenholz 0,5 
• Eckernförde 1,17 

 

Anpassung der Öffnungszeiten: 

Eine Anpassung der Öffnungszeiten wurde geprüft, um die Standorte gleichmäßiger 
auszulasten. 

Die Öffnungszeiten wurden in Altenholz verkürzt. Die Öffnungszeiten der Außenstel-
len in Altenholz und Hohenwestedt orientieren sich an den Öffnungszeiten der Ge-
meinde Altenholz bzw. des Amtes Mittelholstein. An den Standorten Rendsburg und 
Eckernförde gelten die Öffnungszeiten der Kreisverwaltung. 

 

Änderung der Abrechnungsmodalitäten: 

Die Verträge mit den Außenstellen wurden überarbeitet und einheitlich gestaltet. Die 
geänderten Abrechnungsmodalitäten sollen rückwirkend ab 01.01.2017 in Kraft tre-
ten. Die bisherigen Zusatzvereinbarungen sind nicht mehr wirksam. 

Alle Abrechnungsposten wurden auf ihre Notwendigkeit geprüft. 

Durch die  Änderung werden die Kosten der Außenstellen nach einheitlichen Krite-
rien ermittelt, damit künftig eine betriebswirtschaftliche Bewertung nach Standorten 
möglich ist. 
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4 Auswertung der vorgenommenen Maßnahmen: 

 

Die Einführung der online Terminvergabe ist gut verlaufen und wird von den Bürgern 
zunehmend angenommen. Die Vereinbarung von Terminen trägt zur Reduzierung 
von Wartezeiten und damit zur Kundenfreundlichkeit bei, auch wenn vorrübergehen-
de Engpässe saisonal damit nicht verhindert werden können. 

Eine Einführung an allen Standorten ist für das Jahr 2017 geplant. 

Durch die Einführung an allen Standorten wird sich die Auslastung der einzelnen 
Standorte angleichen. Ein Kunde ist  auch bereit sein Anliegen an einem anderen 
Standort zu erledigen, wenn ihm dort ein passender Termin angeboten wird. Die 
durchschnittlichen Wartezeiten bezogen auf alle bedienten Kunden werden kürzer, je 
mehr Termine angeboten werden. 

Nach erfolgreicher Einführung wird für den Standort Eckernförde geprüft, ob dort auf 
nur terminierte Vorsprache umgestellt werden kann. Alle unterminierten Kunden wer-
den in Rendsburg oder Altenholz bedient. In Eckernförde könnte dann eine Außen-
stelle mit zwei Mitarbeitern für Terminkunden in einem Gebäude der Kreisverwaltung 
betrieben werden (zwei Arbeitsplätze sind dort vorhanden). Die anderen Mitarbeiter 
werden, nach Anzahl der Geschäftsvorfälle, auf die anderen Standorte verteilt. Die 
Zulassungsbehörde wäre immer noch vor Ort in Eckernförde. 

 

Durch die einheitliche Bearbeitung nach festgelegten Prozessen ist sichergestellt, 
dass Zulassungsvorgänge an allen Standorten einheitlich und optimal bearbeitet 
werden. Darüber hinaus wird die Einarbeitung für neue Mitarbeiter/ – innen verein-
heitlicht und Unsicherheiten werden abgebaut. 

Die Bearbeitungszeiten bei den Prozessen in der Zulassungsbehörde sind nicht wei-
ter zu beeinflussen. Sie sind bereits optimiert. 

 

Die vorgenommen Personalanpassungen wirken sich erst im Benchmarkingbericht 
für das Jahr 2017 aus, da der Erfassungsstichtag für den Personalschlüssel der 
30.06. des Vorjahres ist. 

 

Eine fiktive Berechnung auf Grundlage der Geschäftsvorfälle 2016 mit dem Personal 
2017 (statt 22,47 nur 20,7 Mitarbeiter) ergibt folgenden Wert der gewichteten Ge-
schäftsvorfälle je Mitarbeiter: 

Gesamt     3552 

Rendsburg   3584 

Eckernförde 3308 

Altenholz    3697 

Hohenwestedt     3158 

Aufgrund des prognostizierten Anstiegs der Geschäftsvorfälle im Jahr 2017 werden 
die Zahlen höher ausfallen. 
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Am Standort Eckernförde ist im März 2018 noch eine weitere Stelleneinsparung zu 
realisieren, da ein Mitarbeiter (Beamter) in den Ruhestand eintritt. Auf Grundlage der 
aktuellen Geschäftsvorfälle ist geplant, die Stelle nicht nach zu besetzen, so dass 
eine weitere Verbesserung eintreten wird. 

 

Durch die Anpassung der Verträge mit den Außenstellen werden künftig weniger 
Personalkosten erstattet. Es werden nur Kosten für besetzte Stellen abgerechnet. 
Bisher war der zu erstattende Personalschlüssel vertraglich geregelt. Auch wenn die 
Stellen bei den Vertragspartnern nicht besetzt waren, konnten die Personalkosten 
abgerechnet werden. Eine Erstattung für das Jahr 2015 wäre nach den neuen Ver-
trägen geringer ausgefallen, da durch Personalwechsel in den Außenstellen die Stel-
len nicht durchgehend besetzt waren. 

Personalgemeinkosten werden den Vertragspartnern einheitlich erstattet. 

Alle Kosten wurden auf Einsparmöglichkeiten geprüft, Einsparungen z.B. bei der Be-
schaffung von Büchern und Arbeitsmaterialien wurden vorgenommen. Weitere Ein-
sparmöglichkeiten werden derzeit nicht gesehen. 

Es wird künftig regelmäßig eine gemeinsame Arbeitsgruppe mit Teilnehmern der 
Gemeinde Altenholz, der Landeshauptstadt Kiel, des Amtes Mittelholstein und der 
Kreisverwaltung tagen, um eine einheitliche Abrechnung sicherzustellen und geplan-
te Änderungen gemeinsam vorab zu besprechen. 
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5 Prüfung der möglichen Alternativen: 

 

Es wurde untersucht, welche Kosten bei Aufgabe eines oder mehrerer Standorte 
entstehen würden, um eine Gesamtbetrachtung zur zukünftigen Organisationsform 
vornehmen zu können. Hierfür wurden für die Außenstellen die abgerechneten Ge-
bäudeaufwendungen aus dem Jahr 2015 und für den Standort Rendsburg die Auf-
wendungen incl. fiktiver Raumkosten zugrunde gelegt.  

 

Ein Standort in Rendsburg: 

 

Es gibt folgenden Raum- und Ausstattungsbedarf für den Betrieb an einem Standort: 

26 ausreichend eingerichtete vollfunktionsfähige Arbeitsplätze, davon 23 mit Publi-
kumsbetrieb im Zulassungsgeschäft und ein Arbeitsplatz am Informationstresen. Dies 
sind durch die Zentralisierung zwei Arbeitsplätze weniger als bisher. Durch die stei-
genden Fallzahlen ist derzeit nicht absehbar, wie sich die Personalstärke in der Zu-
kunft verändert. Ein „Raumpuffer“ sollte eingeplant werden.  

Eine Unterbringung der Zulassungsbehörde in dieser Größenordnung ist im Kreis-
haus aufgrund des vorhandenen Raumangebots nicht möglich. Eine Auslagerung an 
einen anderen Standort ist erforderlich. 

Die erforderlichen Rahmenbedingungen bei Auslagerung sind: 

- großer Wartebereich und die Möglichkeit der Aufstellung eines Wartemarken –und 
eines Kassenautomaten,  Monitore für die Aufrufanlage 

-Empfangstresen mit einem komplett ausgestatteten Dauer-Arbeitsplatz  

-Platz für angemessenen Stahlschrank zur Verwahrung der Träger und Etiketten, 
Siegel und Zulassungsbescheinigungen. 

-Ein Zentraldrucker und Kopierer sowie ein Fax-Gerät 

-Einrichtung einer Bezahlmöglichkeit (Kassenautomat) und Geldabholung 

-Besprechungsraum, Sozialraum 

-getrennte Toiletten für Publikum und MA 

-ausreichend Parkplätze (mindestens 70)  

 

Die Gebäudeaufwendungen für den laufenden Betrieb betragen fiktiv 131 561,61 €. 
Die Berechnung erfolgte nach Absprache mit dem Fachdienst Gebäudemanagement 
wie folgt: 

Kosten der Zulassungsbörde Eckernförde (2015) 25.300,31 € 

./. Anzahl der Arbeitsplätze in  Eckernförde: 5 

x Anzahl Arbeitsplätze an einem Standort (26) 

Für diesen Betrag dürfte im Großraum Rendsburg eine passende Immobilie gefun-
den werden. 
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Die Personalkosten würden sich nur geringfügig mindern, da dem evtl. Abbau im An-
nahmebereich auf Sachbearbeiter Ebene (EG 5) die Aufstockung der Leitungskraft 
(A11) von 0,4 auf 1,0 Stellenanteil gegenübersteht. 

Folgendes Problem könnte auftreten: Personal zur Erledigung der Aufgaben?        
Übernahme der Mitarbeiter der Gemeinde Altenholz und des Amtes Mittelholstein als 
Mitarbeiter der Kreisverwaltung oder Personalgestellung  oder Einstellung neuen, 
eigenes Personal, welches nicht eingearbeitet ist. 

Weiterhin fallen im ersten Jahr Kosten für den Umbau des neuen Standortes und den 
Umzug an. Diese können erst beziffert werden, wenn eine passende Immobilie ge-
funden ist. 

 

Zwei Standorte Rendsburg und Eckernförde 

 

Beide Standorte werden vom Kreis betrieben. Derzeit 10 Mitarbeiter in Hohenwestedt 
und Altenholz. Zwei Arbeitsplätze würden eingespart werden (siehe Alternative 1). 
Von den 8 verbleibenden Arbeitsplätzen könnte einer in Eckernförde angesetzt wer-
den. Die übrigen 7 Mitarbeiter kommen nach Rendsburg. Im jetzigen Bereich der Zu-
lassungsbehörde können keine 7 weiteren Arbeitsplätze mit Publikumsbetrieb einge-
richtet werden.  

Alle Räumlichkeiten im angrenzenden Bereich im Kreishaus werden vom Fachdienst 
Zuwanderung benötigt.  

Eine Anmietung außerhalb des Kreishauses ist notwendig. 

Kosten:  

Eckernförde:    25.300,31 € 

Rendsburg:    25.300,31 € ./. 5 x 20 = 101.201,24 € 

Gesamtkosten:  126.501,55 € 

 

 

Drei Standorte Rendsburg, Eckernförde und Hohenwestedt 

 

Ein Mitarbeiter aus Altenholz könnte in Eckernförde eingesetzt werden, die anderen 
Mitarbeiter können im Kreishaus in der Zulassungsbehörde untergebracht werden. 
Hierfür müssten die Mitarbeiter des Geschwindigkeitsmesstrupps innerhalb der 
Kreisverwaltung umziehen. 

 

Kosten: 

Eckernförde:    25.300,31 € 

Rendsburg:     63.101,27 € 

Hohenwestedt:    40.658,71 € 

Gesamtkosten:  129.060,29 € 
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Drei Standorte Rensburg, Eckernförde und Altenholz 

 

Die Mitarbeiter aus Hohenwestedt (3 Stellen, derzeit 4 Mitarbeiter) können alle in 
Rendsburg untergebracht werden. Die Kunden aus Mittelholstein fahren eher nach 
Rendsburg als nach Altenholz oder Eckernförde. 

 

Kosten: 

Eckernförde:    25.300,31 € 

Rendsburg:     63.101,27 € 

Altenholz:     27.428,28 € 

Gesamtkosten:  115.829,86 € 

 

 

Die Gesamtkosten der jetzigen 4 Standorte betragen: 

Eckernförde:    25.300,31 € 

Rendsburg:     63.101,27 € 

Hohenwestedt:    40.658,71 € 

Altenholz:     27.428,28 € 

Gesamtkosten:  156.488,57 € 

 

 

 

 

Die laufenden Unterhaltungskosten für die IT und die Arbeitsplätze fallen unabhängig 
von der Anzahl der Standorte in gleicher Höhe an. 

Bei Reduzierung der Standorte könnten beim Personal geringfügige Einsparungen 
erfolgen, da eine größere Einheit Ausfallzeiten durch Urlaub oder Krankheit und 
Schwankungen im Arbeitsanfall besser ausgleichen kann. In der Geschäftsstelle Ho-
henwestedt kann aber z.B. aufgrund der geringen Personalstärke von 3 Vollzeitäqui-
valenten keine Reduzierung des Personals mehr erfolgen, auch wenn das Kunden-
volumen abnehmen würde. Krankheitsausfälle könnten nicht mehr kompensiert wer-
den. Die Leitung der Zulassungsbehörde müsste aufgrund der Mitarbeiterzahl und 
der Auslagerung aus dem Kreishaus auf eine Vollzeitstelle (jetzt 0,4) aufgestockt 
werden. 
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6 Fazit 

 

Die Zulassungsbehörde des Rendsburg-Eckernförde hat in den letzten Jahren im 
Benchmarking der Kreise die gewichteten Geschäftsvorfälle je Mitarbeiter jedes Jahr 
gesteigert. Für das Jahr 2015 wurde erstmalig nicht der letzte Platz belegt. Durch die 
vorgenommenen Maßnahmen wird der Mittelwert der Kreise aus dem Jahr 2014 
(3543) mit 3552 Fällen im Jahr 2017 übertroffen. Der Mittelwert für das Jahr 2015 ist 
auf 3710 Fälle angestiegen. Aufgrund der durchgeführten Maßnahmen erscheint ei-
ne Annäherung an diesen Mittelwert auch mit vier Außenstellen möglich. 

Der Landesrechnungshof hat in seinem Bericht  2010 über die überörtliche Prüfung 
2009 angeführt, dass die alleinige Zielsetzung der Außenstellen die Erhöhung der 
Kundenfreundlichkeit (kurze Wege) ist. Laut Bewertung des Landesrechnungshofes 
sind Außenstellen bürgerfreundlich aber nicht kostenneutral. Im Vergleich zur zentra-
len Lösung führen Außenstellen erfahrungsgemäß zu Unwirtschaftlichkeiten beim 
Personal -und Sachaufwand. Synergien können nicht in dem Maße genutzt werden 
wie bei einer größeren Einheit. Mit Blick auf die angespannte Haushaltslage der Krei-
se ist die kostengünstigste Lösung eine weitgehende Zentralisierung der Zulas-
sungsstellen je Kreis. 

Die Vertragspartner Gemeinde Altenholz, Landeshauptstadt Kiel und das Amt Mittel-
holstein und ein Vertreter der Stadt Eckernförde waren in das Projekt eingebunden 
und haben ein starkes Interesse am Weiterbetrieb der Zulassungsbehörde in den 
Außenstellen. 

 

Nach Auffassung der Verwaltung erscheint es aus folgenden Gründen, trotz höherer 
Kosten, gerechtfertigt an 4 Standorten im Bereich der Zulassungsbehörde festzuhal-
ten: 

 

• Bürgernahe Aufgabenerledigung 

 

• Ein Rückgang der Besucherzahlen aufgrund der internetbasierten Kfz-
Zulassung ist in absehbarer Zeit nicht zu erwarten. Die Anzahl der Fahr-
zeuge im Kreisgebiet und die Gesamtzahl der Geschäftsvorgänge sind 
steigend. 

 

• Entlastung des Verkehrsaufkommens durch kurze Fahrstrecken zu ver-
schiedenen Standorten, auch mit Blick auf die Dauerbaustelle Sanierung 
Kanaltunnel und des geplanten Neubaus der Rader Brücke. 

 

• Ab 2017 neues Abrechnungsverfahren mit den Gemeinden Altenholz und 
Hohenwestedt 
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• Anzahl der gewichteten Geschäftsvorfälle erreicht nicht den aktuellen Mit-
telwert, ist aber ansteigend und nähert sich dem steigenden Mittelwert 

 

• Eingeleitete Maßnahmen zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit sollten ihre 
Wirkung entfalten  

 
• Durch die Einführung der online-Terminvergabe an allen Standorten wird 

die Wartezeit verkürzt und die Kunden verteilen sich gleichmäßiger auf die 
Standorte. 

 
• Die laufenden Unterhaltungskosten für die IT und die Arbeitsplätze fallen-

unabhängig von der Anzahl der Standorte in gleicher Höhe an. Bei den 
Personalkosten können nur geringfügige Einsparungen erfolgen. 

 
• Durch die eingeführte halbjährliche Auswertung der gewichteten Ge-

schäftsvorfälle je Mitarbeiter, getrennt nach den Standorten, wird sicherge-
stellt, dass auf erhebliche Veränderungen/ Schwankungen kurzfristig rea-
giert werden kann. 

 
• Planungssicherheit für die Gemeinden Altenholz und Hohenwestedt. 

 

 

 

Die Verwaltung schlägt vor, nach fünf Jahren erneut eine Prüfung vorzunehmen, ob 
es sinnvoll ist, vier Standorte für den Bereich der Zulassungsbehörde vorzuhalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Barbara Rennekamp 

Fachdienstleitung 

Allgemeine Ordnungsverwaltung und Verkehr 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 20.03.2017

Beschlussvorlage

Federführend:
FD 1.1 Personal, Organisation und 
allgemeine Dienste

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/134
öffentlich
17.03.2017
Holm, Sigrid
Holm, Sigrid

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Nebentätigkeiten Landrat; Aufsichtsrat NAH.SH
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Es wird die Zustimmung erteilt, Herrn Landrat Dr. Rolf-Oliver Schwemer in den 
Aufsichtsrat des NAH.SH zu entsenden.
Für die Übernahme dieser Nebentätigkeiten, wird die Inanspruchnahme von 
Einrichtungen, Material und Personal des Dienstherrn nach § 11 Abs. 1 genehmigt 
sowie auf die Entrichtung eines Nutzungsentgelts verzichtet. Der Verzicht wird unter 
der Auflage erklärt, dass gewährte Reisekosten bei Inanspruchnahme des 
Dienstwagens abgeführt werden.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

2. Sachverhalt: 
Nach dem Gesellschaftsvertrag hat die NAH.SH GmbH einen Aufsichtsrat, der aus 
vier Mitgliedern besteht. Zwei Mitglieder werden vom Land Schleswig-Holstein und je 
ein Mitglied von den kreisfreien Städten sowie den Kreisen oder deren 
Zweckverbänden als Aufgabenträger für den übrigen öffentlichen 
Personennahverkehr entsandt.
Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder dauert bis zum Ende derjenigen 
Gesellschafterversammlung, die über die Entlastung für das dritte volle Geschäftsjahr 
nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Scheiden Mitglieder des Aufsichtsrates im 
Laufe ihrer Amtszeit aus, so werden für den Rest der Amtszeit der ausgeschiedenen 
Mitglieder Ersatzmitglieder entsandt.
Landrat Harrsen (NF), bisheriges Aufsichtsratsmitglied der Kreise, steht für das Amt 
nicht mehr zur Verfügung.
Durch die Landrätin und die Landräte muss zeitnah eine Nachfolgerin oder ein 
Nachfolger bestimmt werden. Die Landrätekonferenz hat für die Nachfolge Herrn 
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Landrat Rolf-Oliver Schwemer bestimmt. 
Für die Übernahme dieser Nebentätigkeiten wird die Inanspruchnahme von 
Einrichtungen, Material und Personal des Dienstherrn nach § 11 Abs. 1 genehmigt 
sowie auf die Entrichtung eines Nutzungsentgelts verzichtet. Der Verzicht wird unter 
der Auflage erklärt, dass gewährte Reisekosten bei Inanspruchnahme des 
Dienstwagens abgeführt werden.
Eine Aufwandsentschädigung wird für die Tätigkeit im Aufsichtsrat der NAH.SH nicht 
gezahlt.

Finanzielle Auswirkungen: 
keine

Anlage/n: 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 09.03.2017

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FD 2.5 Kommunalaufsicht und 
Feuerwehrwesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/122
öffentlich
08.03.2017
Behrens, Klaus
Behrens, Klaus

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

HanseWerk AG: Bericht zum 2. Halbjahr des Geschäftsjahres 2016
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

Entfällt

2. Sachverhalt: 

Die HanseWerk AG hat den kommunalen Aktionären den Bericht zum 2. Halbjahr 
des Geschäftsjahres 2016 zur Verfügung gestellt.
 
Neben einem allgemeinen Überblick zur Lage der Gesellschaft enthält der Bericht 
Informationen zu energiewirtschaftlichen Kennzahlen, zur Ertragslage sowie zum 
Investitionsbereich. Ergänzt wird der Bericht um Anmerkungen zum Bereich Personal 
und Arbeitssicherheit sowie zur gesellschaftlichen Verantwortung des 
Unternehmens. 
 
In 2016 wurde ein Jahresüberschuss in Höhe von 127,2 Mio. € erwirtschaftet. Damit 
liegt das Ergebnis um 23,0 Mio. € über dem Vorjahreswert und rd. 23,6 Mio. € über 
dem budgetierten Wert von 103,6 Mio. €. Positiven Effekten, u. a. im Zusammenhang 
mit der Bewertung der Pensionsverpflichtungen der Gesellschaft, stehen dabei u. a. 
Belastungen aus dem Gasspeichergeschäft sowie nicht realisierte Erträge aus dem 
geplanten Abgang von Anlagevermögen gegenüber.
 
Der Bericht ist dieser Vorlage als Anlage beigefügt.

Anlage/n: 

2. Halbjahresbericht 2016 HAW
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